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ZudenExzessenin derGrossmarkthalle.DieErhebungenüberdieseExzesseam
letzten Sonntag haben ergeben ,dass zumErbrechen mindestens der einenKühl¬
Zelle Werkseuge- wahrscheinlich Hammerund Stemmeisen- verwendetwordensind
lie deroderdieTäterschonmitgebrachthabenmüssen;essprechensomitalle
Anzeichendafür ,dassderAnschlagaufdieGrossmarkthallehichtalsein
AusflussaugenblicklicherErregungder obdesFleischmangelserbitterten
Mengeangesehenwerdenkann ,sondernnacheinemvorgefasstenPlaneausgeführt
worden ist .Ferner ist festgestellt worden ,dass wie schon seit vielen Wochen

so auchamletzten Sonntagin der Kühlanlageder Grossmarkthalle ,abgesehen
von einer für die Wiener Spitäler bestimmten geringen MengeRindfleisches
Fleisch irgend einer anderenGattungnicht eingelagert warunddass vondieser
geringenRindfleischmengefast dieHälfte ,nämlich180kg ,diePlünderer
geraubthaben. —. —. ———
RevisionenindenBahnhofmagazinen.Eswurdeimmerdarübergeklagt,dassin
denWienerBahnhofmagazinenderSpediteuereLebensmittelin grössererMenge
aufgestappeltsindundvondortderSchleichhandelmitLebensmitteldotiert
werde .DerMagistrathat amMontaggleichzeitig in all diesenMagazinen
Revisionenvorgenommenunddie vorgefundenenLebensmittelaller Artsofort
auf Grunddes neuensummarischenVerfahrensfür dringliche Andorderungenange
fordert .DasErgebniswarziemlichdürftig ,insbesonderekonntenunterfal¬
scherDeklarationeingelagerteLebensmittelin einerauchnurnennenswerten
Mengenicht ermittelt werden .Die Durchführungdieser Revision beweistdie
ast vollständigeEntblössungWiensvonLebensmitteln .

Kartoffelabgabe.Samstag,MontagundDiensta
17 .Bezirkundzwar2 kgfür denKopfgegen
Dder neuenKartoffelkarteabgegeben.

g werdenKartoffelnim16
btrennungderAbschnitte

und
Abis

DieEinschränkungenimStrassenbahnverkehr.DieStrassenbahndirektionmacht
meuerlichaufdieVerschiebungderGültigkeitdesFrühtarifesanWerktagen
bis8Uhrmorgendaufmerksam,ebensoaufdieVerschiebungdesArbeitsbegina
nesin gewerblichenundindustriellenBetrieben ,Kanzleien,Geschäftenetz .
sodassdie frühereBenützungder Strassenbahnnicht notwendigist .
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Der Angriff auf Pernhofen .In der heutigen Stadtratsitzung wurdederBericht

derPolizeiderektionüberdenam17.FebruaraufdiestädtischeSchweine-¬
mastanstaltPernhofenausgeführtenAngrifftschechischerTruppenerstattet.
DasFeuergefechtzwischenderWachmannschaftunddenAngreiferndauerte
ungefähreine HalbeStundeundhörte gegen8 Uhrabendsauf .Dadie vonden

GegnernabgefeuertenGeschosseindieOrtschaftWulzeshofenundindieBahnstationPernhofeneinschlugen ,wurdedasVolkswehrkommandoin Laa. /d .
Thaya um Assistenz angerufen und eine Abteilung von 30 Mann mit Maschinen¬

gewehrtraf um19Uhrein .Siewurdenichtmehreingesetzt ,dasichder
Gegenerzurückgezogenhatte .NachdemGewehrfeuerzuschliessen,dürftedie
StärkedesGegners30Mannbetragenhaben ,vermutlichtschechische
Grenzbesetzungstruppen .EinvonderVolkswehrbisgegen211Uhrnachts
imUmkreiseVonPernhofenunternommenerStreifzugwarerfolglos .Durchdas
entschlosseneundrascheEingreifenjedesEinzelnenderBewachungmmannschaft
konnteeingrössersSchweinediebstahlvermiedenwerden;Verletzungenwaren
auf der Seite der Wachmannschaftnicht zuverzeichnen .

AusdemStadtrate .In derheutigenStadtratsitzungbrachteStR .Weigl
nachstehendeAntrügeein :Diebisinklussive28 .Februar1919wegen
Dienstesvergehen auf schlechtere Dienstposten versetzten Bedåensteten

derStrassenbahnwerdenwiederin ihrefrühereDiensteseigenschafteinge-¬
setztundsoweitderFahrbetriebinBetrachtkommt,nachihrerEignungals
Schaffneroder Fahrer verwendet .Die in früheren Jahren wegenpolitischer
Betätigung oder Werbearbeitfür den Reichsverein der in Gemeindeund
öffentlichenBetriebenentlassenenBedienstenenkönnenin denDienstder
Strasenbahnwiederaufgenommenwerden .HinsichtlichderBeurteilung,welche
PersonenausdiesenGründenals Entlassenzubetrachtensind ,hatdie
PersonalexekutivederDirektionVorschlägezuerstatten .Obundinwelchem
MassediesenPersonendie bei der StrassenbahnverbrachteDienstzeitan- ¬
zurechnen ist ,sird nach Feststellung der Personen ,die für die Wieder - ¬

einstellungin Betrachtkommen,nochnäherbestimmtwerden.- StR .Siegel
beantragte jenen Teil des Flötzersteiges zwischen den Notstandshäusernund
der Spätterbrücke ,der die wichtigste Kummunikationvon denPolizei - ¬

häusern ,der Hasner - ,Kopp - ,Gerbst -undGablenzgassenachBreitenseebildet
instand zu setzen und für ein eigenes Geländerzu sorgen ,da derjetzige
Zustandder Strasse eine grosse Gefahrfür FussgängerundFuhrwerkbildet

unddie Gemeindefür Unfällehaftpflichtig seinwürde.
. .

VerlegungvonAmtsräumen.Ab8 . . M.befindensichdieAmtsräumeder
MagistratsBonabteilungXIIIb( Wassergewinnungund- Zuleitung,Wasserkraft
anlagen )im städtischen Amtshause. Doblhoffgasse6 (Fernsprscher
Ne15. 379,23. 076,38 . 475) wonunnehrsämtlicheStadtbauamts-undStadt-¬
buchhaltungsabteilungenderstädtischenWasserleitungenuntergebrachtsind
unddieAuskünftein allenAngelegenheitenderstädtischenWasserversorgung
erteiltwerden.

Wiener Gemeinderate
Sitzung ,vom6 .März1919.

DerBürgermeistermachtfolgendeMitteilung :UeberVorsprachedes
GR .Dr .vonSchwarz- HillerhabensichMr .undMrs .Stoneborough,geb.
Wittgenstein ,derzeit in Bern ,entschlossen ,der GemeindeWienunentgeltlich
5 WaggonsKondesnmilch für arme Wienr Kinder zur Verfügung zustellen .
Mr .Huber ,der umdie Ausfuhrbewilligungersucht wurde ,hat diesemAnsuchen

sofort entsprochen .Die5 WaggonsKondensmilch,welcheeinenAnkaufswert
von125 . 000Frankenrepresentieren ,sind bereits in Wieneingelangtundwurd
imEinvernehmenmitdenBevöllmächtigtender Spender ,HerrnPaulWittgensten
in Wien die Abgabe der Milch an den Verein Säuglingsfürsorgezent rale ,an die

Verpflegsstationfür schwacheKinder ,WienGrinzing ,andieZentralstelle
der Fürsorgefür unentgeltlicheAusspeisung ,an dieFrauenhilfskomitees
für dürftige stillende Mütter ,SäuglingeundKrankeundschliesslichan
das städtische Jugendamtbereits veranlasst .Namensdes WienenGemeinderates
spreche ich den edlen Spendern Mr .und Mrs .Stoneborough für ihre hoch¬
herzige von Charitstivem Geiste getragene Spemeden herzlichsten Dankaus .

Gespendethaben :Anlässlich der Weihnachtsfeiersind in denstädtischen
VersorgungshäusernfürdePfleglingefolgendeSpendeneingelangt:
FürdasWienerVersorgungsheim1669K ,für dasBürgerversorgungshaus
710K ,für das VersorgungshausLiesing 180Kundfür dasVersorgungshaus
Mauerbach711 ' 10K .DasStift Schotten ,als St .SebastianWeinspender
spendete848 ' 9LiterWeinund120Kfür diePflgelingedesWiener
Versorgungsheimes,desBürgerversorgungshausesund desGrundspitales
Leopoldstadt im Werd .Rauscher&Komp .spendete für dieWeihnachtsfeier

derPatientenimJubiläumsspital500K ,FrauAnnaWallner110K ,unddie
Fa .HugoScholz 250 K für die Kirche des städtischen Versorgungsheimes

Lainz .
CR.ZimmermannverliestdenEinlauf.

AufeineAnfragedesGR.KoppensteinerinderSitzungvom19 .Februar
beteffenddie militærischeBelegungdesSchulgstäudesin der Wasnergassei
20 . Bezirkbringt der Bürgermeistereine Zuschrift desUnterstaatssekretäres
für HeereswesenzurKenntnis ,in derdaraufverwiesenwird ,dassderStaats-¬

sakretär Mayerden liquidierenden Behördeneinige Räumedieser Schulsfür
kurze Zeit weiterbelassen hat .Ausder Verhandlungsschrift desMagistrates
ist zu entnehmen ,dess der Offizier der Transenenabteilungfürungarische
MannschaftendenVertreterdesWienerPlatzkommandosausdrücklicherklärt

hat ,dass das Schulgebäude der Transenenabteilung durch denUnterstaats¬
sekretär Dr .Deutsch bis auf weiteres zugewiesenwordensei .Demgemässkonn- ¬
te auchdie in dieser Angelegenheitin der obgenanntenGemeinderatsitzung

gestellte Anfragedes GR .Koppensteiner ,der übrigens selbst Mitglied
dieser Kommissionwar und daher aus persönlicher Wahrnehmungvondem
Sachverhalte wunste ,nicht anders beantwortet werden ,als dass dieAngaben
der Anfrageden Tatsachenentsprechen .Pebrigensist das in Redestehende
Schulgebäudeinzwischenam27 .FebrwarvomMilitär geräumtwordenundfand
die kommissionelle Uebernahmegestern atatt .

AufeineinderletztenSitaungdesGemeinderateseingerbachte
Interpellation des GR .KohlüberangeblicheMlständean derehemaligen
Landwehrakademiein der Boerhavegesse bringt der Bürgermeister eine Antwort

des Unterstaatssekretärs für Heereswesenzur Kenntnås ,in der daraufhings-¬
wiesenwird ,dass sich in der genanntenAnsta t sieben brächtigeMilchkühe
befinden,diezusammentäglich20LiterMilchgeben .DieMilchwird
für das Zöglingsspital ,das 30 Krankebeherbergt ,verwendenundein
geringerBruchteilfandin derKücheVerwendung,derbeieinemStandvon
mehrals 600Zöglingenfür derenErnährungwohlnicht in dieWagschale
fällt .Weisgebäckwird nicht erzeugt ,nur ein einziger Typhuskrankererhält
solches .Es ist auchschonzu wiederholtenMalenauf die Unterernährungder
Zöglinge ,die zu 40%Wasensind ,sowohlin der Nationalversammlung ,als
auch in der Tagespresse hingewiesen worden .Vonder städtischen Milchver¬

wertungsstelle wird mitgeteilt ,dass gegeneine derartige Versorgungder
Krankenmit Milchkeine Einwendungerhobenwerdenkann ,da das fürdie
krankenZöglingeverwendeteMilchquantumein ungenügendesist undweildurch
die dengesetzlichenVorschriftennicht zuwiderlaufendeSelbstversorgungder
Anstalt die Milchversorgungsstelle der Pflicht enthoben erscheint ,die für

die krankenZöglingenötige Milchsicherzustellen .Dies könnte nurauf
Kosten der für den allgemeinen Konsumzur Verfügung stehenden Milchmenge

geschehen ,weshalbin der eigenen Milchwirtschaft dergegenständlichen
Anstelteine dankenswerteMithilfebei der MilchversorgungWienserblickt
wordenmuss .

Gh .SchäfermachtinfolgederunhaltharenZustände ,die durchdie
neuerlichen Sparmassnahmenbei der elektrischen Strassenbahneingetreten
sind ,daraufaufmerksam ,dasssofortandie AufnahmedesAutoomnibusund
Pferdestellwagenverkehres geschritten werden sollte ,da in Wien4000Paar

PferdebeidenGrossfurhwerkernunbeschäftigtstehen .DerVerkehrkönnte
bis in diespätenAbendstundenausgedehntwerdenundes kämenhiefür
folgendeLinieninBetracht:Praterstrasse- Stephansplatz,Währinger-¬
strasse - Stephansplatz ,LandstraserHauptstrasse-Stephansplatz,
Westbahnhof- Stephansplatz ,Südbahnhof- StephansplatzundAlserstrasse
Stephansplatz .Erfragt ,obderBürgermeistergeneigtist ,diesofortige
AufnahmedesStellwagen -undattobusverkehresaufdengenanntenLinienzu

veranlassen .



BGM.Dr .Weiskirchner:DerStadtrathatbereitsinsederletzten
Sitzungdie Einführungeines Autobusverkehresauf denStreckenVotivkirche -¬
Bürgertheater ,und Karlsplatz - Praterstern beschlossen .Im Falle derGe- ¬

nehmigungdurchdenGemeinderatwirddie Durchführungmöglichstbeschleunigt
Eine weitere Ausdehnungdes Autobuserkehres ist augenblicklichnicht
möglich ,da wederWagen ,nochBereifungund Betriebsstoff inausreiichender

Zahl zu beschaffen sind .Die Wiedereinführung des Pferdestellwagenverkehres

würde der Verkehrskalamität nicht abhelfen ,da die Pferdestellwagen natur - ¬

gemäss für einen Massentransport nicht geeignet sind .Die Wagen habeneinen
sehr geringen Fassungsreum ,die Pferde sind bei dem schlechten Futter

Aichtentspsechendleistungsfähig .DiePferdederstädtischenStellwagen-¬
unternehmungwerdenfür die BeförderungvonwichtigenBedarfsartikeln ,
insbesondere von Lebensmitteln für den eigenen Bedarf der Gemeindeundihrer

Anstalten und Unternehmungen ,sowie für den allgemeinen Bedarf der Bevölkeru
rung dringends benötigt .Bie können diesen Zweckenunter keinen Umständen

entzogen werden .Die Anschaffung von neuen Pferden für die Wiedererrichtung
eines Pferdestellwagenverkehres würde grosse Kosten erfordern .DieBe- ¬

schaffung von Futter für eine so vermehrte Pferdezahl würdegrosse

Schwierigkeitenverursachen ,der GemeindewürdenwiederAuslagenerwachsen,
die die EinnahmenweitausübersteigenohnedasseinewirklicheAbhilfe
in der Verkehrsnoterzielt wird .Im Uebrigenwerdeich diese Anfrageals
antragbehandelnunddemMagistratzurBerichtersattungzuweisen.
GR .Hellmannfragt ,ab der Bürgermeistergeneigt ist ,die geeignetenSchritt
zu unternehmen ,damitdie Auflösungder Lokalschulbehördendie einseitigund
parteiisch zusammengesetztsind ,unverzüglich erfolge und entsprechendder
Stärke der politischen Parteien umgestaltet und provisorischeeingesetzt
werdenundfalls die Aufösungbereits beschlossensein sollte ,dieunver-¬
züglicheDurchgührungzuveranlassen.

BGM.Dr .Weiskirchner:DiegesetzlicheFunktionsdauerderWiener
Lokalschulbehörden( Ortsschulräte )endet mit 30 .Juni 1923 .DieAuföaung
eines Ortsschulrates ist im § 22 des . ö .Schulaufsichtsgesetzes folgender
Massen geregelt .Wennein Ortsschulrat die ihm obliegenden Aufgaben in erheb
licher Weisevernachlässigt ,die Weisungender höherenSchulbehördenin
Vollzugzusetzen ,sichweigertoderihnüberhauptdie BsorgungderGe-¬
schäfte ohnegefährdungder Aufgabender Schulenixht weiterüberlassen
wedenkann ,so ist derLandesschulrat berechtigt ,denselbenüberAntrag
oder nachAnhörungdes Bezirksschulratesaufzulösen .Sollte einsolcher
gssetzlicherAuflösungsgrundin dengegenwärtig obwaltendenVehältnissen
als nichtvorhandenerkannt ,werden ,sowürdediein dervorliegendenAn-¬
frage angestrebte Aufösungder Ortsschulräte nur durch die Statuserungeiner
entsprechenden Verfügungerfolgen können .

Die GRe .Dr .Grün und Dr .Loswenstein erklären ,dass sie vomBürger - ¬
meisterindasAktionskomiteederRettungsgesellschaftdelegiertwurden,
wogegenüberVeranlassungdesChefarztesDr .CharasEinsprucherhobenwurde.
Die Frageder Rückberufungsoll vomBürgermeisteraber endgiltig nachAuf- ¬
klärungen von fachmännischerSeite abgelehnt wordensein .Trotzdemwurden
Dr .Grün und Dr .Loewenstein von den Sitzungen des Aktionskomitees fern
gehalten ,nur deswegen ,weil sie es wagten ,vor acht Jahren die Wünscheder

Aerzte ,Beamtenund Diener in entschiedener Weise gegen einen Chefarztzu
vertreten ,der sich selbst trotz geringster Arbeit die grössten Bezügebei
den von ihmbeherrschten Komiteegesichert hat ,währenddie rastlos und
angestrengt arbeitenden Aerzte ,Beamtenund Diener in unwürdiger Weisebe¬
zahlt und behandelt werden .Die Genanntenfragen daher ,ob derBürgermeiste
gewilltist ,dieGesellschaftundihre Aktionskomiteemitgliederdaraufauf-¬
merksamzu machen ,dass sich die Stadt Wiennicht auf diese Weisebehandeln

lässt ,wiedie Aerzte ,BeamtenundDienerseit Jahrenbehandeltwerden ,ob
derBürgermeistergeneigtist ,beiunsererNichteinberufungauchdendritten
DelegiertenVB.HossabzuberufenundjedenoffiziellenVerkehrmitderGe-

sellschaft abmubrechenundobdie Frageder KommunalisierungderGesell-¬
schaft nach Berliner Muster nicht in Erwägung zu ziehen wäre .

BGM .Dr .Weiskirchner :Die Herren Dr .Loowenstein ,Dr .Grünwurden
von mir auf Grundder Vorschlägeihrer Parteien derRettungsgesellschaft
als Delegierte der GemeindeWienbekanntgegeben .Es wird meine Sachesein ,
die Gesellschaft mit allem Nachdrucke aufmerksam zu machen ,dass sich
an die Delegierung die der Gmmeinderatauf GrundderParteibeschlüsse

verfügt hat ,gebunden ist .Ich werde den Standpunkt der Gemeindegegenüber

der Gesellschaft mit allem Nachdrucke geltend machen .Im Uebrigenglaube
ich ,es ist jetzt Zeit ,dass die Rettungsgesellschaft kommunalisiert wird .
( Lebhafte Zustimmung) Ich bin immer Hankbar ,wenn durchPrivatinitiative
Wohlfahrtseinrichtungen geschaffen werden ,aber die dauerndeErhaltung
kannnur durchdie Oeffentlichkeit erfolgen .( Zustimmung) Ich binder
Meinung ,dass die Sacheauchauf der anderenSeite vollenWiderhall
findenwird .

GR .HaxeinterpelliertneuerlichwegenderHerabsetzungderHaus-¬
zinssteuer um25 bis 30%.

BürgermeisterDr .Weiskirchner:EineHerabsetzungderHauszinssteuer
kann wohl nicht durch eine Interpallstion erledigt werden .Die Gemeinde hat

ein grosszügigesProgrammzur SchafungvonArbeitemöglichkeitenvorbereitet
undich hoffe ,dass auchdemHausbesitzerjene wirtschaftlichenErleichterun
gen gebracht werden ,deren er dringend bedarf .Uebrigendwerdeichdiese
Anfrageals Antragbehandeln.

GR .Bermannstellt folgendeAnfrage :DieBestimmungenderstädtischen
Versicherungsanstalt( KaiserFranzJosefsJubiläumsLebens -undRenten-¬
versicherungsanstalt) sehenfür die Schaffungeines aus demGemeinderate
gewähltenVerwaltungsausschussvor AusdiesemAusschusssind dieMitglieder
desDirektoriumszuwählen .DieFunktiondersogewähltenDirektorenendet
mitdemErlöschendesGemeindemandates.Entgegendiesenklarenunddeut¬
lichenBestimmungensind heutenochin demDirektoriumdieserAnstalt
zweiHerrenin Funktion,derenGemeinderatsmandatedurchfreiwlligeZurück-¬
legungschonimMonatNovember1918erloschensind .Abgesehenvondiesem
rechtlich unhaltbaren Zustande ,ist die Tatsache festzustellen ,dassGe¬

suchederBeamtenumEinreichungin bestimmteGehaltsklassenoderumGleich¬
stellungmitdienstaltersgleichenKollegenseit Monatenunerledigt' ei¬
ben .Aucheine seitens der BeamtenschaftschonimNovemberan dieDirektion
gerichteteEingabebetreffendSchaffungeinerBetriebsküchehat bisheute
ihre Erledigungnicht gefunden .Esist gewissnurverständlich ,wenndurch
derartigeIgnorierungdervonderBeamtenschaftandieDirektiongesich

leiteten Ansuchenin denKreidendieserAngestellteneineUnzufriedenheit
undErbitterungbemerkbarmacht ,diekeinesfallsgeeignetist ,dieInteressen
derAnstaltzufördern.Esgehtnichtan ,dassdieinaufopferungsvoller
TätigkeitsichmühendenAngestellteneinerstädtischenEinrichtungdurch
derartig Praxisbenachteiligtwerden ,weshalbdie Gefertigenan denHerrn
BürgermeisterdieFragerichten ,ober gewilltist ,umgehenddiekonstituie-¬
rendeSitzungderam22 .JännerdiesesJahresneugewähltenVerwaltungder

Versicherungsanstalteinzuberufen,umeinerseitsdieMöglichkeitzuschaffen,
dass der ungesetzlicheZustandder weiteren Ausübungder Funktionendurch
die HerrenDr .KlotzbergundBrauneisbeseitigt wird ,undumandererseits
esdurchBestellungneuerDirektorenzuermöglichen,dassdenberechtigten
WünschenderBeamtendiesesInstituts raschestRechnunggetragenwerde.

BGM .Dr .Weiskirchner :Ich werdeden AusschussdieserAnstaltfürnächsteWocheeinberufenundindemselbenwirddasDirektoriumgewähltwerden.
DieSitzungenwerdennatürlichnachMassgabederNotwendigkeiteinberufen.
ImFebruarhabensichkeineAktenstückeergeben,welchedieEinberufungdes
Direktoriumsnotwendiggemachthätten.( GR.Berman: EssindEingabenvon
Beamtenüberreicht)NurruhigBlut .WasdieversekiedenenEingabender
Beamtenanbelangt ,sosindderenpersünlicheWünschederQualifizierungskommis
sionbeziehungsweisedemBerufungskomiteezurPrüfungvorgelegtworden.

DieseArbeitensindimFebruarzumAbschlussgelangtsodassau
nellenAngelegenheiteninde nächstenSitzun ihreErledigun

dieparso¬
ndenkönnen.
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dliein latzterZeitvorgekommenenBlatternfäl
in städtischen Betrieben Wohnungengibt ,deren

Bewohnerüberhauptnochnichtgeimpftsind .WennauchnochkeinImpfgesetz
oll wenigstens das Fersonal in den als vorbildlich zu

betrachtendenstädtischenUnternehmungendurchgeimpftseinundkeineGefahr
für die Mitwelt bedenten .Er fragt ,ob dem Bürgermeister bekannt ist ,dass

Schulen und städbische Betriebe gegen Blattern und allen Umständengeschützt
sein müssen ,ob ar geneigt ist ,diesbezügliche Verordnungen zu erlassen und

demGemeinderateeineEingabevorzulegen ,in welcherdasVolksgesundheits -¬
amt ,bezw .der Nationalrat zur sofortigen BeschlussfassungeinesImpfzwang-¬
gesetzes aufgefordertwird .

BGM.Dr .Weiskirchner:BereitswährenddesKriegesbinich mitmeinen
KollegenausderObmännerkonferenzimJahre1915zumdamaligenMinisterde
desInnerngegangenundhabedieFordzungnachErlassungeipesImpfzwanges
aufgestelltDiesist arfolglosgeblisben .DerMagistrathat sich imJahre
1916neuordingsmiteinerZuschriftandasEinisteriumdesInzern
gewendet,dassendlicheinImpfgesetzerlassenwird .AuchdieseAktion
blieberfolglos .IchwerdedieAngeglenheitdenStadtratzurBeratung
stellenvielleicht gelingt es ,solange wir noch ein Staatsamt für Volks - ¬
gesundheit haben ,einen Impfzwangzuerhalten .

GR .Gröbnerbetont ,dassdie BeznkevertretungJosefstadtam29 .Jänner
einen Antrag ,betreffend die ärztliche Untersuchungderschulpflichtigen
Jugendangenommenhat ,dass aber dieser Antragbis heute nicht demGemeinde-¬
rat zugekommensei und fragt ,warumAnträgederBezirksvertretungen
wochen -undmonatelangverschlepptwerdenundobder Bürgermeisterveran-¬
lassen wollemdass in ZukunftAnträgeder BezirksvertretungenohneVer- ¬
zögerungener sachgemässenBehandlungzugeführtwerden.

BGM .Dr .Weiskirchner erwidert :Die Anfrage beschwert sich ,dass die

Anträge der Bezirksvertretungen geringer beachtet werden ,aber sie werden

in kurzer Zeit sehen ,welcheFülle von Anträgenzusammenlaufenundzaubern
könnenwir alle nicht .Wasdie Frageselbst anlangt ,möchteichdarauf
hinweisen ,dass der Schulhygiene in Wienstets die grösste Aufmerksamkeit
zugewendetwurdeunddie städtischenBezirksärttediewichtigstens
Agendenvon Schulärzten durchführten .Eine ErweiterungdesWirkungskreises
insbesondere auf ärztliche Untersuchungneu Eintretenderm Anlegungeines

Gesundheitskatasters ,Verständigung der Eltern von denvorgefundenen

Krankheiten oder Schäden ,behufs Einleitung ärztlicher Behandlung . . w.
unter Heranziehungsämtlicher Amtsärztewar schon vor demKries
geplant .Dis Durchführungwährenddes Kriegeserwies sich infolgedes
Aerzte -undLehrermangels,der Besetzungder SchulendurchdasMilitär ,
der Ueberlastungder Schulendurch Erteilung von UnterrichtanSchüler
zweier oder dreier Schulen als unmöglich .Die Vorarbeiten auf eineallgemei
ne Einführungdes erweitertenschulärztlichenDienstessind inAngriff
genommenundhabeich das Gesundheitsamtangewiesen ,auf Grundderin
denBezirken6 und19 gemachtenErfahrungenrechtzeitig diegeeigneten
Vorschläge zu erstatten .Die allgemeine Einführung wird bei Beginndes
nächstenSchuljahres durchgeführtnsein .

GR.Dr .LoewensteinweistaufdengefährdetenFortbestandderHeil-¬
anstalt Alland hin und fragt ,ob der Bürgermeistergeneigt wäre ,durch
Erhebungenfeststellen zu lassen ,unter welchenUmständendieUebernahme
der HeilanstaltAllandfür die GemeindsWienmöglichwäreundbezweob
er geneigtwäre ,dahinzu wirken ,dassdie deutschösterreichischeRegierung,

sowie die niederösterreichische Landesregierung ,gemeinsammit derGemeinde
Wien die Heilanstalt Alland übernehmen ,dadurch eine derartige Aktann zur

FortführungdesBetriebesdauerndgesicherterscheint.
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DieBetriebseinschränkungenimStadtrat .InderheutigenStadtrats-¬

sitzung brachte Stadtrat Emmerling die neuesten Sparvorschriften zur

Spracheundverwiesdarauf ,dass demStadt - undGemeinderateunterallen
Umständendie Möglichkeithätte gewahrtwerdenmüssen ,zu denSparmass-¬
nahmen Stellung zu nemmen ,damit dieselben ,falls sie unbedingt notwen - ¬

dig sind ,in einer Formvorgekehrtwordenwären ,die wenigerdieberech-¬
tigten Interessen des fahrenden Fublikums in einer derart einschneiden - ¬
denWeiseberühren ,wiedies dermalender Fall ist .DiesenAusführungen
schlossen sich auchdie Stadträte Dr .HeinundAngermayeran .Voneinem
formellen Proteste wurde abgesehen ,jedoch wird die Frage nocheiner

Beratungunterzogen ,welcher der Direktoren der Strassenbahn undder
Elektrizitätswerkeunddie beteilgitenAbteilungendesMagistratesbei-¬
gezogenwerden.

- ¬ .

BGM.Dr .Weiskirchner :WieausdenBerichtender Tagesblätterbekannt
ist ,war die Heilanstalt Alland Ende Novembervorigen Jahres wegenMangel
an Kohle und an Lebensmitteln ,genötigt ,zu schliessen und konntebis

EndeJänner1919keinenKrankenaufnehmen.In finanziellenSchwierigkeiten
befindetsichdieAnstaltderzeitnicht .WasdenWeiterbetriebanbelangt,
hat LandesratMüllerals Referentmirmitgeteilt ,dassdieLandesverwaltung
wegenUebernahmebereitsVerhandlungeneingeleitethabeunddasKuratorium
bereit ist ,unter gewissenBedingungendie Verwalrungin die Handdes

Landes zulegen .

GR .HermannFischerbemängeltdenZustanddervonderArbeiterschaft
stakkbewehntenEngerthstrasse& m2 .Bezirkundfragt ,obderBürgermeister
geneigt sei ,diesen ZuständendurchschleunigstePfåasterungundReinigung
darStrasseabzuhelfen.

BGM -Dr .Weiskirchner erwidert ,zu dieser Interpellation habe
ich mir vomtechnischen Referenten Folgendesmitteilen lassen :
. DieEngerthstrassewurdein der StreckezwischendemErzherzogKarl
platz undder Innstrasse vor etwa14 Tagenmittels Kotmaschinengründ
lich abgezogenundist die Beschotterungim Zuge .Die Tatsache ,dass
Fuhrwerkean einzelnenStellendie Gehsteigebefahren ,kannnurdarauf
zurückzuführensein ,dass mancherKutscherabsichtlich frischgeschotterte

Strassenflächenmeidet -Die Pflasterung der Engertstrasse kannerst
gleichzeitig mit der Ausführung der beabsichtigten Hebung der Hoch- ¬

wasserkante durchgeführt werden .Das Stadtbauamt ist mit derAusarbeitung

desumfangreichenEntwurfesfür dieseHebungbeschäftigt .DerStrassenpfle
ge imBezirskteilPraterwirdein erhöhtesAugenmerkzugewendetwerden.

GR .Hellmannstellt folgendenAntrag :DerUnterrichtaus demPflanzen¬
reiche stösst in der Grosstadtdadurchauf Hindernisse ,dass esungemein
schwerist ,immerdie notwendigenAnschauungsobjektein natursherbeizu¬
schaffen .Ohnesolche ist aber jeder Botanikunterricht nahezuwertlos .Durch
die Umgestaltung Oesterreichs wurden verschiedene Gartenanlagen frei undes

besteht vielleicht die Möglichkeitin Schönbrunnoder imAugartenabseits

gelegene ,grössereKomplexederAnpflanzungverschiedenerBlumen-undPflan-¬
zenarten für Schulzweckedienstbar zu machen .Die Anlageeines oderauch
mehrersolcher Schulgärten wäre nicht nur ein grosser Vortel für dieSchule ,
es wärensolche Anlagenzugleich ein grosser Schutz unserer Flurenund

Wälder .
GR .Bermannstellt folgenden Antrag :Die festgesetzte Höchsteinkommen-¬

grenze für des Recht auf Mindestbemitteltenscheine entspricht schonlängst
nicht mehrden geänderten Verhältnissen und der immermehrsinkendenKauf- ¬
kraft des Geldes .Eine mehrköpfige Familie ,die auf ein Einkommenvon

4000Kronenjährlich angewiesenist ,kannheutedenunumgänglichnotwenigen
LebensunterhaltmitdiesemBetragmichtbestreiten .Auchdiein denBe-

stimmungen für die Abgabe der Mindestbemitteltenscheine festgesetzte Maximal
höhe des auf den Kopf entfallenden monatlichen Einkommensist gegenüberder

noch immermehrsteigernden Teuerungaller Lebensmittel und andererArtikel
zu gering bemessen .Ueberdies ist das Bezugsrecht auf anlangende Liebesgaben
aus den verschedenen und wohlwollendenLändern an den Besitz eines
Mindestbemitteltenscheinesgeknüpft .Es kommtdaher nicht selten vor ,dass
eine Familie ,der mehrereauchkleine Kinderangehören ,vonderBeteilung
mit diesen Liebesgabenausgeschlossenist ,weil das Gesamteinkommendieser
Familie auch nur umein geringes den derzeit festgesetzten Betragübersteigt .
Es wird daher der Antrag gestellt ,bei den zuständigen Instanzen dahinzu
wirken ,dass die für den Bezug eines Mindestbemitteltenscheines festgesetzee

EinkommengrenzeentsprechmndenheutigenVerhältnissenerhöhtwerde.
GR .Dr .Scheu beantragt die Ausgestaltng der Kfiegsküchen .Das

Wirtschaftsamt der GemeindeWien ist zu beauftragen ,im Einvernhæn mitden

Vertretern der Kriegs -und GemeinschaftsküchenorganisationeneinenPlan
zur einheitlichen Organisation ?Leitung ,Versorgung undhygienischen
Ueberwachung der Kriegsküchen in Wien nd deren Ausgestaltung zueiner
kulturellen höher stehenden Institution des Gemeinschaftslebens auszu - ¬

gestalten und Vorschläge zur praktischen Durchführung dieses Planes
vorzulegen .

GR .Dr .Glasauertellt folgemdenAntrag :DasLandwirtschaftzamtder
GemeindeWienhatimVereinemitderOrganisstionderSchrebergartenvereine
zofortfür die rechtzeitigeAusgabevonKartoffelstecklingspflanzenVorsorge
zmtreffen ,Meder gegenwärtigeMangelamKartoffemzur BefürchtungAn- ¬
lassgibt ,dassimheurigemJahrenichteAnmalSchrebergärtenundKriegs-¬
gemüsegärtenin die Lagekommenwerden ,diesewichtigeNahrungsmittelauch
nur in geringem Masso anzubauen .Da sich die Kartoffeln erfahrungsgemäss

auch durch Stöckinge und Samen vermehren läszt ,ist es ein Gebot der

NotwendigkeitimheurigenJahrezurErsparungvonSaatgutundumdenAnbau
hievon ,

im weitesten Massedurchführenzu können ,Gebrauckzu machen .Es wäre4aher
imInteressederAllgemeinheitmwenndiestädtischenGärtmereienstatt
der ZuchtvonZierpflanzenihre ganzeTätigkeit der ZuchtderKartoffel -¬
stöcklingezuwendenwürden.

GR .Frassbeantragt ,der Bürgermeistermögean kompetenterStellevor-¬
stellig werden ,damit in Hinkunft von den hiezu bestimmtenOrganenzeitge - ¬
rechte Erhebungen gepflogen werden ,umfestzustellen ,ob eine Krankenkasse

oder der Pflegling zahlungspflichtig ist ,damit die ohnehinnotleidende
Spitalsfondnichtnochmehrgeschädigtunddie starkin Anspruchgenommenen
GemeindefunktionäredurchsobcheErhebungennicht übermässigbelastetwer-¬

den .

GR .Doppler beantragt ,die Beamtendes Zentralwahl -undSteuerkatasters

sind in allen Belangen den Beamten des Konskriptionsamtes gleichzustellen .

GR.Dopplerstellt weiterseinenAntragaufGleichstellungderBeamten
des Exekutionsamtesmit den BeamtendesSteuerantes .

GR .Bermannstellt den Antrag ,die Direktion derstädtischen

Strassenbahnen ist anzuweisen ,die Gültigkeit der Streckenkarten inder
Mittagszeit auch für jene Wagenauszustrecken ,die als Ersatz für einge - ¬

stellte Linien in derselben Richtung fahren ,wie die Wagen ,für welche
die Streckenkarten gelöst wurden .

GR .Dr .Scheubeantragt ,die Errichtungeiner Feuerhalleundeines
Urnenheineszu beschliessen ,unddenMagistratzu beauftragen ,zur
DurchführungeineskümstlerischenWettbewerbeszur Gewinnungvongeeigneten
Plänendie notwendigenUnterlagenzubeschaffen.

GR .Dr .Scheu beantragt die Errichtung eines Erholungsheimes für
rekonvaleszenteHausgehilfinnenunddie Ausgestaltungeinesgeeigneten
Landhauses in der UmgebungWiens für diesen Zweck .Zur DeckungderKosten

des Aufenthaltes wird ain nach Art der Krankenversicherungsprämiezu
entrichtender Versicherungsbeitrageingehoben .

HieraufwirdandieErledigungderTagesordnunggeschritten- ¬
GR .Dr .Kienbäckberichtetüberdie Gemeindewahlreformunddie

Aenderungdes Gemeindestatutes .Er betont ,dass die Wahlreformmijeinem
WortedurchdieDemekratisierunggekennfzeichnetseiunddassesichGendrurfriwgelerBijbintrrgen
hiebei umdie Gleichstellung des Wahlrechtesund umdievGemeindeverfassung
selbshandie .DieSchritte ,die hiebeiheutegemachtwerden,stellenden
Anfangdar und es werdennoch weitere zur konsequentenDurchführungdes
GrundsatzesderGemeindeautonemiemitdernotwendigenfinanziellenSelbs-¬
ständigkeit folgen müssen .Heute obliegt es zu beschliessen überdie
Fermdes Gemeindewahlrechtesund da stehe manvor der Aufgabe ,den durch
das Gesetzt vom12 -November1918 gegebenen Rahmenauszufüllen .Hervorzu ,
hebensei ,dass maneinerseits vor der Erneyerungdes Wahlrechtesfu
die Gemeindeund die Bezirksvertretungenanderseitsauchdie
Landesversemmlungstehe .Schen deshalb ,weil diese Wahlen an einemTage

erfolgensollen ,liegt es nahe ,dafüreinheitlicheGesichtspunktemassgebend
sein zu lassen .Der Beschluss ,der in diesem Saale bereits im Jahre1899
gefasst wurde ,dass die Wahlkörperzu entfallen haben ,ist

i Plodu
in die Tat umgesetzt worden .Das Snwzur AusübungdesWahl¬
rechtes ist die Bedingungdes ordentlichen Wohnsitzesin derGemeinde
Wien - .DerWohnsitzeiner Personist darinbegründet ,dasssichdiese
erwiesenerMassenader mit der Absichtniedergåassenhat ,indem
betreffenden Orteseinen bleibenden Aufenthalt zu nehmen .Es ist ein

sschliches Erfordernis ,dass das Wohnennicht blos einaugenblickliches
ist ,sondern es muss die Gewähr geboten sein ,dass es ein dauerndes ist .

der Aeferljaltel ,srirdri koarherduflerEtfurist der 4 .Jänneras massgebenderTag/anzusehen.Hiermitwird
aber diese Frage für alle Zukunft legislativ nicht bereinigt sein .

DerReferentbegründetdanneingehend,warumnurdiedeutschösterreichische
Staatsbürgerschaftundnichtauchdie Heimatsberechtigungin einerdeutsch¬
österreichischenGemeindebestimmtwurde .Er erwähntspeziell ,dass esvieler
Leutenschwierigwärs ,die Zugehörigkeitin einerdeutschösterreichischen
Gemeindezuerwerbenundsie deshlabvomWahlrechtausgeschlossenwäären.
DurcheinebesondereBstimmungist aberdenAngehörigendesDeutschenReiche

ebenfallsdas Gemeindewahlrechtgesichet ,allerdings wirddieGegenseitig -¬
keit verlangt ,diesicherzuerwartenist .BeidenAusschliessungsgründen
wurden auch Bestrafungen wegen Preistreiberei und Kettenhandel in die Vor - ¬
lage aufgenomnen .Wasdie Einführungder Wahlpflicbt anbelangt ,sowurde

dieselbeaufGrundderErfahrungbeidenNationalratswahlen,wo84 ' 6%
derBevlälkerungzurUrneschritten ,fallengelassen ,dagdasInteresse

dass es äuch durch die wahlpflicht niche grosseer werdenkonnte . /derBevolkerungnachdiesenUmständeneinsoregeswar )Wirhabenuns
für die bezirksweiseAufteilungder Mandateentschlossen .DieAgendender
GemeindevertretungsindlokalenCharakters .EineerspriesslicheTätigkeitkannumsomehrerwartet werden ,je mehrder einze ' neGemeinderatmitden
VerhältnissendeseinzelnenBezirkssvertrautist .ImUebrigenspieltsich
dasWienerLebensalbstfast ausschliesslichbeimksweiseab .DieMandats¬
dauer wurdeauf 5 Jahre bemessen ,wodeichselbstverständlieh dieturnusweise
ErneuerungdesGemeinderatesentfällt ,wasdurchdieAufgabedesWahlkörper
systemsunddurchdieEinführungdesgleichendirektenWahlrechtesmöglich
wurde.DieVerteilungderMandateist aufgebautaufdieAnzahlderWähler
und schwanktin den einzelnen Bezirkenzwischen4 und 13 .Weitersbegründet

derReferentdenWegfallderKoppelunginnachfolgenderWeise:DiecKoppelung
habenachAbsichtdesGesetzgebersdieBedeutung,dassverwandteParteien
zur ErreichunggemeinsamerTendenzensich zusammenschliessenkönnen .Das
ist gewissbeachtenswert ,aber die Erfahrungen ,welchein dieserHinsicht
beidenNationalratswahlengemachtwurden,habenbewiesen,dassdievom

Gesetzgeber bezwekte Absicht nicht erreicht ist ,wahrscheinlich ausdem
Grunde,weilsichdieBevölkerungandiesesSystemnochnichtgewöhnthat .
DasReklamationsverfahrenwurdevon14Tagenauf10Tageherabgesetzt,ebensomrebeeneinigeandereFristendamitdieWahlensehleunigvorEndeApril
vorgenommenwerdenkönnen .Auch in demPunkte ,betreffend das Verbotdes

AlkoholausschäankessindwirüberdieAnordnungenbeidenNationalver¬



gammlungenhinausgegangenundhabendenAusschanknichtnuramWahltage,sond
dernauchamTagevorundnachderWahlverboten .EineNeuerungseiauch
dasskeineamtlichenStimmzettelaufgelegtwerden.DieWahlbehördewird
aber einen Vorrat von unausgefüllten Stimmzetteln auf Verlangen bereit halten .
DieStimmzettelwerdenfür die GemeinderatschundBezirksvertunggwahlen,
bezw ,wenndie Landeswahlen,andemselbenTagestattfinden ,auchfürdie
Landeswahlengiltig sein ,wennsie nichtoals die Parteibezeichnungenthalten .

DerBerichterstattererwähntsodann ,dassdieAbänderungderGemeidewahl-¬
orönungauchdie AbänderungeinzelnerBestimmungendesGemeindestatutes
zur Folge hatte .Es wurden ferner noch einzelne neue BestimmungenAufge - ¬

nommen,welchehuaptsächlichBezwecken ,denStadtrat vonminderwichtigen
Angelegenheiton zu entlasten .Es werden aus dem Stadtrat braus Abteilungen

( Senate ) gebildet ,welche ermächtigt sind ,diese minderwichtigen
Angelegenheftenendgültig zu erledigen ;Es ist jedoch Vorsorgegetroffen ,
dass jede einzels Angelegenheit über Verlangen in das Plenum des Stadt - ¬

rates gelangen muss .In das Saatut wurde die deutsche Spracheals
N .mou Sb4

ausschliesslicheVerhandlungsspracheausdrücklichVeinhelligaufgenommen.
Der Referent stellt schliesslich den Antrag :DieGemeindewahlordnung
und die abgeänderten Bestimmungen dos Gemeindestatuts werden zum Be - ¬

schlusse erhoben .DieseBeschlüssesind der LandesversammlungzurBe- ¬
schlussfassungimgleichenSinnevorzulegen- .DerReferentbeantragt
weiters folgendeEntschliessung: Für den Fall ,dass in WienWahlen
in die Landesversammlungstattfinden ,wirdbeantragt ,dieseWahlen

in die Landesversammlungamgleichen Tagewie die Wahlenin dieGemeinde
und Bezirksvertretung verzunehmen .In diesemFalle sollendieselben
WählerlistenzuGrundegelegtwerden ,undes könnendie gleichenStimm,
zettelfüralledreiWahlenbenütztwerden.DerReferentschliesst
mit der Bitte ,den Anträgen die Zustimmung zu erteilen .( Lebhafter

BeifallJ .NerzennitBeriytaftedti
GR.Dr .DannebergzerläutertdierestlichenBestimmungenderVor.

lage :Wahldes Bürgermeisters ,der drei Vizebtrgermeister ,derMit . - ¬
glieder des Stadtrates und der Ausschüsse ,f Wahlen der Bezirksver - ¬

tretungen ,des Bezirksverstehers und seines Stellvertreters .Erweist
darauf hin ,dass bei der Wahlin den Gemeinderat und in dieBezirks - ¬
vertretungennur die Abgabeeines Stimmzettelsauf eine ParteilautandSirhlbegusteifreeideerintisegbdonen,

genügt .Dadurch ist der Wähler nirht gezwungen ,gleichVzu wählen ,
eil dil abre rirperlle devi gruere Seda es kaumeinenWählergebenwind ,der/anderepartei in denGemeinderat
undeine anderePartei in die Sezirksvertretungwählenwird .Eskönnte
auch der Wunschlaut werden ,dassWindemGemeindestatutehättennoch
andere Aenderngen vorgenommenwerden sollen ,als die vorgeschlagen wer - ¬
den .Der Wahlreformausschuss hatte seine Aufgabe aber dahin zubeschrän - ¬
ken ,dassdie Wahlensofortstattfindenkönnen .DasneueStatutzu
schaffen ,wirdSachedesneugewähltenGemeinderatessein .Dieserwird
auchdanndarüberzuentscheidenhaben,obeseinenStadtratgebensoll
odernicht .Wiralle wissen ,dassder Gemeinderatder StadtWien20Jahre
langzusammengesetztwaraufGrundeinesWahlrechtes,welchesdenWillen
der BevölkerungnchtAusdruckverleihenkonnte -Erwarzugeschnittenauf
das Herrschaftsbedürfnis einer Partei ,und die Wählerschaft konntezihren :

politischenWillennichtdurchsetzen .DiechritslichsczialeParteihat
mehrals 4/5 der Sitze innegehabt ,sie hat das Präsidiumund denStadtrat
allein innegehabt ,obwohlsie schonimJahre1912bei denGemeinderats
wahlenausdem4 -Wahlkörperdie Mehrheitder giltigen Stimmennicht
mehraufzubringenvermechte .WenndieseWahlordnungbeschlossenwird ,
so wird die Bevölkerungdieser Stadt ,die bisher entrechtet gewesenist ,

murslerfrifail diutezuihremRechtegelangen.DerSturmderRevolutionVwares ,derdiese
Fruchtgezeitigthat undein Ergebnisder revolutionärenUmwälzungist
es ,dass die Bevölkerung von Wien jetzt zum ersten MaleGelegenheit30merlljendree
hat ,sein Urteil über die Stadtverwaltung zusprechen unddarüberwie

es das Schicksaldieser Stadt gestaltet habenwill ( LebhafterBeifall
auf der linken Seite des Hauses . ) "HafrrGfriingfifl mnneZarhivijyngrger .

BGM.Dr .WeiskirchnereröffnetdieDebatteundschlägtvor ,diese
unter EinemabzuführenundParagraphenweiseabzustimmen .DieserVor- ¬
schlag wirdangenommen.

GR.Sedlak :Eswarmirbeschieden,demWahlreformausschussanzugehören
und hatte ich des Oefteren Gelegenheit den Standpunkt derDeutschnationaler
zur Geltungzubringen .Leiderwares mirnicht beschiedenauchnurmit
einem einzigen Antrag durchzudringen .Ich will /ie heute bier wiederholen ,

Mel dasy,wasich für recht halte ,überallvertre - ¬16
te .Meinerster Antragbetrifft den§ 1 undwünscheich dieSesshaftig-¬
keit zumindestensmiteinemJahr vomTagederWahlverlautbarung "

vorgeschrieben und ausserdem die Heimatsberschtigung in einer

GemeindeDeutsch-Oesterreichs .DieEreignisse ,derenSchauplatzinden
letzten TagenDeutschböhmenwar ,bringenunszur Einsicht ,dasswiretwas
schärfer darauf sehen müssen ,went wir im Wien das Wahlrecht zugestehen
sollen .Die Deutschböhmenhabenbis jetzt kein Wahlrechtund dieDeut- ¬
schen in Böhmenschon gar nicht .Wennwir den Tschechen hier dasgleiche

Wahlrecht einräumen ,müssen wir abwarten ,was die Prager machen .Beiden

Wahlenin die Nationalversammlunghat die Sesshaftigkeit /eine Rollegespielt .
DerWählerist deutscherStaatsbürgerundsobl seinenStimmzettelinseinem
Wohnsftzabgeben .Dochbei denWahlenin Wiensoll nur jeder wählen ,der
ein Interesse an der GestaltungWienshat undWiensoll geschütztwerden
vor Wählern ,die kein Interesse an seiner Gestaltung haben .Meinzweiter

AhtragbetrifftdieZulassungzurKoppelung. Esist gegendieKoppelungent-¬
schiedenworden,wirhabendieGründevomReferentengehört ,fürunssind

das aber keine Gründe .Sie sprechen von Zersplitterung der Stimmen .Seien

Sie froh ,dassSie die Zersplitterungnicht habenundsorgenSie sichnicht
umandere .Eswirdauchvonder Möglichkeitder GründungneuerParteien
gesprochen .JedevondenjetzigenbeidengrossenParteienwarjasedbst
einmal eine kleine Partei .Die Verhinderung der Bildung neuerPartei - ¬
enkannkeinGrundgegendieKoppelungsein .MandarfesnichtvonHausaus
unmöglich machen ,dass sich auch kleinere Parteien bemerkbar machen ,dass
wäreeine Unterbindungdes politischen Lebens .Es wäreauchjedemWähler
das Recht benommen ,sich einer neuen Partei anzuschliessen ,wenndieser
die Möglichkeitgenommenwäre ,zu einemMandatzu kommen .Meindritter An- ¬
trag betrifft die Angelobungder Gemeinderäteund wünscheich nach denWor¬
en „ die Treue zu halten ;den Zusatz :„ alles zu unterlassen ,wasden
deutschen Charakter gefährden oder beeinträchtigen könnte " .Das mussvon

jedemeinzelnenverlangtwerden.Wirbrauchenunsinunserennationalen
Gefühlennichtbeleidigenlassen ,ich verlangediesenZüsatzalsSchutzt
für die Ordnung ,für die Ruhe und für ein gedeihliches Wirken imInteresse

der Gemeinde .DasWahlgesetz ,das heute beschlossenwird ,ist wohldasEnde
aller Wahlrechtskämpfe ,nungibt es nichtsmehrzuerkämpfen ,wenndieses
Wahlrecht Gesetz wird,es gibt keine Forderung und keine Klagen über Wahl - ¬

entrechtung mehr ,denn es ist für alle Zeiten das allgemeine Wahlrechtge - ¬
geben :Nach dem Februar - Ergebnissenist wohl nicht zu zweifeln ,dass Sie
meine Herren von der sozialdemckratischen Partei hier einziehen werden ,

Sie werdendie Verwaltungund die Verantwortunghier übernehmen .Obsie
Ihnenleicht fallen wird ,ist nicht meineSorge ,Sie werdenkeineleichte
Arbeit haben ,Sie kommenunter erschwerenden Verhältnissen ans Ruder .Sie

werden die Herrscher der Parteien in diesem Hause werden !Herrschen heisst
aber nicht bedrücken und Sie werden den Versuch zu erbringen haben ,obSie

alsdieherrschendeFarteinichtmanchesvondemwerdenablegenmüssen,was
Sie in den letzten Tagengetan haben .UnsDeutschnationale verbindetso
manchesmitIhnen .InsbesonderediedemokratischeGesinnung,wirsindehrliche
und überzeugte Demokraten .Wir sind von Jugend auf dazu erzogen undhaben
immer daran festgehalten .Auch wir gehören nicht zum Schranzentum .Wasuns

abervonihnentrennt ,ist derStandpunkt,dasseinVolkdieFühreraus
seiner Mitte zu nehmenhat unddass mansich nicht der Führungeinesan¬
derenVolkesunterstellen darf .Undnochetwastrennt unsvonIhnen .Das
ist die Erfassungder Freiheit .WieSie die Freiheitmeinen ,gibt eskeine
Freiheit .Es gibt keine Freiheit ,solange VolkswehrmännermitBajonetten
Redaktionsstuben besetzen ,statt sich des 9 19 zu bedienen .Vielegemein- ¬
sameBezührungsponktehabenwirmitdenChristlichsozialen ,abersomanchen
Strauss habenwir mit ihnen ausgefochtenund werdenes nochtun .Wirwollen
in ihnen die deutsche Partei sehen und es verbindet sie mit uns daseine
Gemeinsame ,dass sie sich freihalten von fremder Führumg ,das bringt sie
unsnäherunddaskannunszurVerständigungführen .( lebhafterBeifallbei
enChristlishsozialen ) .

( GR.Witzmannruft :EsfehltihnennurdasVolks,dassichführenlässt . )
Als gute Deutschlieben wir unser Vaterland .Wirschützen unserenBoden

undwollen„ iengegenfremdeAngriffebewahrenundin diesemPunktewerden
Sie uns alle stets bereit finden zu kräftiger Mitarbeit ,wennes umunser
allseits geliebtes Wien gehenwird .

Vize-Bgm.ReumannübernimmtdenVorsitz.
GR .Dr .vonSchwarz- Hiller :betonn ,dass das Propetional - Wahlrechteine

guteaberaucheine schlechteSeite hat .DieschlechteSeite ,dasVerhältnis¬
wahlrocht mit starren Listen ,stellt sich nicht als eine Wahldar ,sondern
als eineErnennungder Kandidatendurchdie Partei .Wennes sich umdieWahl
in wirtschaftlicheKörperschaftenhæmdelt,undderGemeinderatisteine
solche,sowirdesnichtimmerGaraufankommen,dassderKandidateinguter
Parteimannist .WenndasProportionalwahlrechtdesfreienGedankensent-¬
scheidensoll ,danndarfes nichtlediglichzumKampfplatz ,sondernesmuss
zumVertragsplatzvzwischendenjeweils herrschendengrossenParteien ,wer- ¬
den -Deshlib glaube ich ,dass es ein Unrecht war und dagegen will ich
StellungnehmengegendasUnrecht ,dasdarinbesteht ,dassmaneine
Art Wahlgeometrie geschaffen hat ,in dem man Wien in 21Wahlbezirke
zerlegt hat .Es ist dagegen Eingewendetworden ,dass dieseEinrichtung
undemokrstischewäre ,weil dadurcheine grosseZersplitterungeintreten
könnte und dadurch des Entwicklung der grossen Parteien Abbruchgetan
würde .Ich werde daher einen Minoritätsantrag anmelden ,dass anStelle
der bezirksweisen Wahl,die Wahlenso vorgenommenwerden ,dassganz
Wienals ein Wahlkreisanzusehenist ,Wasdie AenderungdesStatutes
betrifft ,so weiseich darauf hin ,das in der letzten Zeitgrosse
Verfassungsänderungen durchgeführt wurden und ich muss es bedauern ,dass

gewisseBestimmungennicht heute schonberücksichtigt wurden .Indieser
Richtunghätte ich eine Resouutionerwartet .Die Frage derReichsunmittel-¬
keit Wiensist von grösster Bedeutungund ich machedemWahlreformaus¬
schusszumVorwurf ,dass er diesemWunshhenicht Rechnunggetragenhat .Was
denStadtrat anlangt ,so habeich schonseinereit denAntraggestellt ,
ihn abzuzchaffen und durch gemischte Senate ,bestehend aus Gemeinde - ¬Somters
funktionären undVFachmännern )zu ersetzen .Jch hätte gewünscht ,dass in Form

einer Resolutionder alte Wunschder OppositionnachAufhebungdesStadt-¬
rates undErsetzungdesselbendurchgemischteSenatezumAusdruckgekom- ¬
men wäre .Gegenüber dem deutschnationalen Redner bemerke ich ,dass die

Judenfragemiteiner feiheitlichenWahlreformnichtszu tun hat ,über-¬
dies in einer wirtschaftlichen KörperschaftEs hat durch Jahrzehnte
hindurchdergesamtenBevölkerungderStadtWiengeschadet ,dassjede
AngelegenheitlediglichvomFarteistandpunktbehandeltwurde .Eshatdie
MajoritätvonihremMajoritätsrechteeinenunbeschränktenGebrauch
gemachtundes warauchnicht immerrichtig ,wenndie Oppositionnuraus
oppesitionellenGründeneineVorlagebekämpfthat .Sodarfes inHinkunft
nichtwerden.InderwirtschaftlichenKörperschaftdesGemeinderatesdarf
eineFragenurnachfachlichenGründen,machderZweckdienlichkeitfür
dasWohlderBevölkerungerledigtwerden.WennsichdasPrinzipder
sachlichenErwägungnichtBahnbricht ,werdenes diebesorgen,diesich
nichtin diesemSaalebefinden.



ich nch mit einigen Wortenauf die Angriffe erwidern ,welcheKollege
Sedlakgegen unsereParteierhobenhat .Ichstellefest ,dass
unsere Partei in allen Fragen ,welche in den letzten Jahren denGe- ¬
meinderat beschäftigten ,einen streng demokratischen Standpunkteinge
nommenhat ,imGegensatzzuderdeutschnationalenFartei ,welchein
den wichigsten Fragen einemengherzigen und undemokratischenStand - ¬
punkte huldigte .Ich verweise darauf ,dass die deutschnationale Partei
seinerzeit bei der letzten Wahlreformdiese obstruieren wollte ,wer- ¬

weise auf die Politik der Belange ,welche das deutsche Volkschwer

schädigteundverweisedarauf ,dass die AltdeutschenKriegshetzer
undAnnexionistenunsdemallerschwerstenSchadenzugefügthaben,
währendhingegendieJudenBalinundRathenauvordemUnterseeboot-¬
krieg warnten .Auch durch den Antisemistismus wurde das deutsche

Volkin Oesterreich schwergeschädigt und in seinerWiderstandskraft
Aussererdentlichgeschwächt.

AufdenGegenstandder Tagesordnungübergehend ,verweist
Ar -Dredeindarauf ,dassdiedemokratischenBürgerlichen

Gemeinderätevoll undganzfür dasallgemeinegleicheWahlrechtaller
MennerundFraueneintreten .Wirsindaberauchseit langerZeitAnhänge:
desVerhältniswahlrechtesfür welchesich schonanlässlichderReichsrats¬
wahlen des Jahres 1907 in Wort und Schrift tätig war .NachdiesemGrund- ¬
satze der Verhältniswahl müsste aber ganz Wieneinen einzigenWahlbezirk
bilden .DieWahlnachGemeindebezirkensteht mitdiesemGrundsatzein
Widerspruch und hat zur Folge ,dass in 15 Gemeindebezirken die freiheit
lich bürgerlichenunddeutschnationalenMinoritätengänzlichunberücksich¬
tigt bleiben .ZurWehrungderBezirksinteressensinddieBezirksvertretunge
da ,derenMitgliederzahlaufje 30erhöhtwird .DasGemeindestatutverlangt
die IncompatibilitätderStellungeinesBezirksratesmitdereines
Gemeinderates ,weil die Gemeindeätesich als VertretervonganzWien
nicht aber als Vertreter eines Bezirkes betrachten sollen .Wenndie
Sozialdemokraten plötzlich ,weil es ihnen passt ,zu Bezirksbergern ge - ¬

wordensind ,dannist esungeretht ,dassdasfreiheilicheBürgerzum,
welches die Mehrhsit des intellektuellen ,der kommerziellen undindustriel - ¬
len Wähler ,demnachWählerklassenumfasst ,welchefür die geistigeundwirt
schaftliche Entwicklung der Stadt von der grössten Bedeutung sind ,diesem

bezirksbergerischenStandpunktzuliebedie Hälftederihmnachder
WählerschaftgebührendenMandsteverliert .Ebensoist das Verbotder
Koppelungeine Ueberwältigungder kleinenParteien .ImGrossenundGanzen
entsprachen die Koppelungen zwischen den demokratischen und zwischenden
deutschnationalen Gruppen dem Willen der Wählerschaft .Einzelne Unzukömm- ¬

lichkeiten ,welchevorgekommensind ,wärenbei späteren Wahlenvonmieden
worden .Der Hinweis auf diese Unzukömmlichkeiten ist nur ein Vorwandfur das
Verbot .In Wirklichkeit handelt es sich den Christlichsozialen undden
Sozialdemokraten um Einschränkungedes greien Willens der Wählerschaft ,um

Strangulierungder kleinen Parteien .Ebensobekämpfenwir das Systemder
gebundenenListen ,welches die Wählervollständig zu Sklavender
Parteikomitees macht .Warumsoll der Wähler nicht die Möglichkeithaben ,
einen anerkennt tüchtigen Mann aus einer anderen Liste in denGemeinderat
zu entsenden ,auch wenn er mit seinen politischen Anschauungennicht voll¬

ständig übereinstimmt .Geradeder Gemeinderatist eine VerwaltendeKörper- ¬
schaftund soll nicht zum Tummelplatz für politische Parteikämpfe herabsin¬

ken .DiegebundenenListeidt gleichbedeutendmitderDiktsturderPartei
und macht jede individuelle Regung ,der Wählerschaft unmöglich .DerHerr

Staatskanzlerhat eineArtBundesgenossenschaftzwischendemSozialdemokra¬
ten und den christlichsozialen Bauernvertretern verkündet ,wobeidie
städtischen Vertreter der Christlichsozalen ganz mit Stillschweigen über - ¬

gangenwurden.DieschwächlicheHaltungderChristlichsozialenunddievöl -

emeindewahlordnunglässt dieseNichtbeachtungsehrbegreiflicherscheinen.
Wirhabenhier in diesemSaaleall die Jahre hindurchoft gemeinsammitden
SozialdemokratengegenchristlichsozialeUebergriffeschwereKämpfe
geführt .Wirwerden ,wennes sein muss ,auchgegenübersozialdemokratischen
UebergriffenimpflichtgemässerWahrungder bürgerlichenInteressen fürdie
freieMeinungsäusserungundGleichberechtigungderbürgerlichenWählerschaft

eintreten .
DerRednertritt für das vomheutigen Staatskanzler Dr .RennerimJahre
1904in SchriftundWortvertreteneSystemderverbundenenEinzelwahlen
ein ,dadurchgingekeinefüreineParteiaggegebeneStimmeverloren,ein
Vorgang ,der bei den Gemeinderatswahlenden kleineren Parteien zugutekommen
würde ,währendnachder vorliegendenWahlreformdie in deneinzelnenBezirke :
fürdieseParteiengezähltenStimmengarnichtihrenAusdruckfinden.

OR .Dr .Heinstellt schliesslich folgendeAnträge :§ 6Gemeindwahlordnung
GanzWåenbildet einenWahlbezirk .Zu§ 38der . . O.Zweiodefmehrerein
einemWahlkreiseeingereichteWahlvorschlägekönnenmiteinanderverbunden
( gekoppelt )werden .DieErklärungder Koppelungwirddurchdiezustellungs-¬
bevollmächtigten Vertreter der Parteien schriftlich bis längstens am10 .
Tagevor der Wahlder Stadtwahlbehördeabgegebenundvonihr sofortdurch
öffentlichen Anschlag und durch die Tagesblätter verlautbart .Zu § 22 . St .
Mit freier Liste .Zu § 67 der . . O .Jedes Mitglied des Gemeinderates ist de

Partei zuzuzählen ,auf deren Liste es bei der Wahl stand ,oder welcher es

sich nach der Wahl angeschlossen hat .Zwei oder mehrere Parteien des Ge - ¬

meinderateskönnenihre Vorschlägefür die Wahlin denStadtretmiteinander
verbinden(koppeln) .

GR-RegierungsratSchmid:DieStellungunsererParteigegenüber
der Wahlreformist schondadurchSestgelegt ,dasswireineVolkspartei
sind .WirrekrutierenunsausallenKreisenderBevölkerunghierin
Wienaus denbürgerlichenKreisenundaus denKreisender Arbeiter ,die
zuunszählen .DieserGrundsatzhatunsereParteiauchbeiderStellung
für Wahlreformgeleitet Sie besteht darip ,dass wir wieimmerfüreine
Erweiterungdes Wahlrechteseintreten müssen ,umsomehrals wirdem
demokratischen Zug der Zeit voll und ganz Rechnungtragenmüssen .

WirwerdenalsodasWahlrechtaufdie breitesteGrundlagestellenund
befindenunsdadurchnichtimWiderspruchmitunsererVergangenheit¬
Der Referent hat schon erwähnt ,dass zu allen Zeiten diechristlich

soziale Partei das Wahlrecht erweitert hat .Er hat erinnert an die Wahl- ¬

rechtsvorlage ,welchehier in diesemSaaleimJahre 1899durchunseren
verewigten Dr .Lueger eingebbacht und auch zur einstimmigen Annahmege - ¬
brachtwurde .Schonfrüher wurdeimReichsratedas Wahlrechtder 5Gul-¬
denmännerdurchgeführt .Nachdemes nicht möglichwærinfolgedesWider-¬

standes der Regierung ,die Wahlkörper aufzuheben ,hat Dr .Lueger durchge - ¬

setzt ,dass wenigstens im 4 .Wahlkörper das Wahlrecht der breiten Massen

eingeführtwurde .In denletztenJahrenhabenimmerVerhandlungenmit
denParteienstattgefunden,umdasWahlrechtzuerweitern.DieVerhand-¬
lungenhättenvoreinemJahrebaldzueinemResultatgeführt .Wirwollten
2 Kurien haben ,wovoneine eine allgemeine gewesenwäre .Es hat nurweig

gefehlt und diese Vorlage wäre zur Tatsache gworden .Nun ist derUmsturz
gekommen,wirstehenvoreiner neuenSituationundsindbereit ,derselben
voll undganzRechnungzu tragen .Ich musstedassagen ,weilderReferent
Dr .Danneberg unsere Partei angegriffen hat .Es war bisher nicht usus ,
dass ein Referent vom Referententisch aus eine Partei soangreift .

( Zustimmung.Rufe :Dasist jüdisch ! ) -DerRednerbespricht nuneinigePunkte
der Wahlreformvorlageundsagt :AbgesehenvonanderenGründenmüssenwir
in nationaler Beziehungfür die Bezirke als Wahlkreise eintreten .Wirmüs- ¬

sen es ablehnen ,dass viele Tschechenhereinkommen .Wirwerdenesnicht
hindernkönnenydassein ,zweidrei odergar 4 Tschechenhereinkommen .

weise9 Tschechenodermehrhier ihrenEinzughalten .Damitwäreauch
schondie Anwartschaftauf ein Stadtratsmandatgegeben .Ich würdeessehr
begrüssen ,wennder Antrag des Kollegen Sedlak zumBeschlusseerho .

ben würde ,dass jeder Gemeinderatfür den deutschen Charakter Wienseintraten

muss .Wasdie Sesshaftigkeitambelangt ,habenwir alle Anstrengunggemacht,
bei den Sozialdemekrsten für eine einjährige Sesshaftigkeit Verständnis zu

erwecken.Esist unsnichtgelungen .DieSozialdemokratenhabenerklärt ,sie
machenaus der Sesshaftigkeit ein Folitikum ,eine Art Kriegsfall .DieSess - ¬
haftigkeit wäreaus demGrundefür unswünscswert ,weil wir dasWahlrecht
der gewissenFlüchtlingeeinschränkenwollten .Beider HaltungderSozial-¬
demokratenbezüglichder Sesshaftigkeit hätten wir eineKampfabstimmung
provozierenmüssenundichweissmicht,obwirHeidenHerrenDrHeinues. w.
Unterstützunggefundenhätten .WirhabensieschoneinmalimStadtratnicht
gefunden ,wowir Massnahmengegeneine zu grosseZuwanderungverlangten .
Sie werdendaherbegreifen ,dass wir die Kampfabstimmungnicht weiterim
Angebehalten ,sondernnurgetrachtethabenyimWegedesKompromisseseini¬
geszuerreichen .DaswardieBestimmung ,dassals GrundlagefürdasWahl-¬
rechtdieWählerlistenderNationalversammlungzugeltenhaben.Bezüglich
einer besseren Beteilung der inneren Bezirken mit Mandaten sind wir auf

einenWiderstandderSozialdemokratengestossenundwirmusstenunsschliess-¬
lich mit dem Gedanken befreunden ,dass wir die Sache gehen lassen ,wiesie

geht ,umsomehrals bei einemallgemeinengleichenWahlrechtmaneinenBe- ¬
zirknichtbessermitMandatenausstattenkan ,als einenanderen .Auchdas
MomentderSteuerleistungkannbeimallgemeinenundgleichenWahlrecht
nichtals Argumentangeführtwerden .Esist daherYollkommenungerechtfer-¬
tigt ,dassmanunseineVerletzungderInteressenderbürherlichenBevölke
rungvorwirft .Wenndie Koppelungnicht besteht ,so wärees auchfürdie
kleinenParteienbesser ,wennSie sich vor der Wahlzusammenfinden .Wirhät -¬
tenunsauchdieVorlagein manchenDingenandersvorgestellt ,aberinder
heutigenZeitwäreesungemeingefährlich,wennmaneinenTeilderBevölka-¬
rung mit dem Rufe vom Wahlrechtsraub ,ues - weauf die Strasse locken würde .

In demZustandeder UnruheundBewegung ;indemsich die ganzeWoltbefindet ,
müssenwirunbedingtstrachten ,dasswirRuheundOrdnungerhalten .Wirwissen

sehrgut ,dasswirin diesemSaaledieMajoritätverlieren ,dasswirOpposition
sein werden .Wirwerdenaber keine faktiöse ,sondernnur eine sachlicheOppo- ¬
sition sein .Wirwerdendas ,wasdie künftigeMajoritätmacht ,objektivbe-¬
trachten ,nichtvomParteistandpunkteauskritisieren ,sondernwasanden
Handlungender künftigenMajoritätgut ist ,anerkennen ,obwohiwiralsMajo-¬
rität erlebenmussten ,dassSachen ,die gut beabsichtigtundgutdurchgeführt
waren ,eine umbarmherzige ,ungerechte und manchmalsogar gehässigeKritik
ausgelösthaben .AufdiesenWegwerdenwirunsnichtbegeben,heuteaberwer-¬
denwirfür die Wahlreformvrlagestimmen( Beifallrecht ) .

BürgermeisterDr .WeiskirchnerübernimmtdenVorsitz.
GR .Klaudiwendetsich gegendie Auffassung ,dass nur 2Parteien

Lebensbedingunghaben .WeranderswähreschädigedasVolk ,sei auchnicht
richtig .Ebensounrichtigsei es ,dass die bürgerlichsParteiüberflüssig
sei ,wasihr Absterbenbeweise .DieseunvernünftigenAuffassungenschreien
zumHimmel ,Schliesslich beweist der Rednerdie Notwendigkeit ,dasseine
bürgerlicheMittelstandsparteials Arbeitsparteibestehe.

VBGM.HossübernimmtdenVorsitz.



er bemängeltes ,dasseinesowichtigevor
wiedie in RedestehendedenGemeinderätenerst so spätzukam,
unddasssie einesMotivenberichtesgäntlichentbehrt .Wasdi
FragederWahlkreiseinteilungbetrifft ,betontRedner ,dasses
wohlmöglichgewesenwärebeieinemwenigenEntgegenkommendx
vonSeitenderSozialdemokratenWiennachdenKreisenderWahle
indieNationalversammlungeinzuteilen,wennmanschonnicht
eineneinzigenWahlkreishabenwill .DiegebundeneListe
nennter die .SicherungderParteidiktaturundtritt fürdie
KoppelungderListenein - .SchliesslichstellterdenAntrag
dieSitzungzuunterbrechen ,damitüberdiegestelltenKompen-¬
sationsanträgevorderAbstimmungberatenundentschiedenwerden

könne .
GR.Hüdl :WirallestrebeneineErleichterungdesWahl-¬

rechtesan ,wirwollengewiss,dassalleunsereVolksgenossen
zur Urnekommen -Es wurdegesagt ,dass manvon einerWahlpflicht
abgesehenhabe .GrossepolitischeParteien ,wiedieSezial-¬
demokratenhabenes ungemeineinfach .Ihre scharfeOrganisation
bringtjedenzurWahl .AuchdiechristlichsozialeParteihat
esleichtgehabt .WirdeutscheNationenhabennichtsanderes
alsunsereidealeUeberzeugung,daherhättenwirauchgerne
beiderNationalversammlungdieWahlpflichtgesehen.Siesagten
auchdie Koppelunghätte sich nicht bewährt .Ich macheSie

aberaufmerksam,dassdieWahldesNationalratesMüller-Guten-¬
brunnnurdurchdieseKoppelungzustandekamundSiemüssen
zugeben ,dass in diesemFalle Ihr ArgumentgegendieKoppelung
nchtentspricht .SiegibtdieMöglichkeit,dieStimmengleich
artigerParteienzusammenzubringenundeswäreeinkleines
Entgegenkommender Christlichsozialen ,gewesen ,wennsie unsin
dieser Beziehungunterstützt hätten .Ich will beidieser
Gelegenheit auch meineFartei von den Angriffen derSozialde -¬
mokaten,mitdenensieunsderKriegshetzezeihn ,verwahren,
HabendieDeutschnationalenoderdieChristlichsozialendiesen
Krieg gewollt ? Ich habe selbst als ObmannderKreispartei -¬
leitungWiensGelegenheitgehabt,TausendemeinerParteiangehöri
genzuhören ,nichteinEinzigersagte ,erhättedenKrieg
gewünscht.MchselbsthatdieKriegserklärungunangenehm
berührt .In demAugenblickeaber ,woder Kriegda war ,musste
jederdeutscheMannaufstehenundjederdeutscheMannmusste
seinemVolkedenSiegwünschen,dawirdenKriegnichtausder

Welt schaffen konnten .Es ist ein gutes politisches Schlagwort

mitder Kriegshetzein die Massengeworfenworden ,wennaber
hier einmal in diesemSaale wieder der Audruck„ Jude "ausge
sprochenwird ,soist maneinReaktionärundwirdverschimpft.

neremichdaran,dassindenJahren1996und1897in

neMünchen ge
überdenAntisetiemusgeschriebenundgesagthat ,a
AntisemitismushabeeineäthischeSeite .DiejüdischeNe
ist eineNationsürsichundderJudeist stolzaufseine
Nation und hat auch ein Recht dazu .In demganzen Volkelebt
eine ungewohnteZähigkeitundAusdauefundwäredieseZähigkiet
undAusdauerbei ihnen michtvorhanden ,so hätte dasjüdische
VolknichtJahrtausendeüberdauert .ImLaufederGeschichte
sind viele Vörkergekommenund wieder verschwunden ,aberdie
Juden ,die Israeliten sind nicht verschwunden .Ich frageSie ,
gibtes in unseremVolkslebenetwaskonservativeresundin
religäöserBeziehungetwasreaktionäreresalsdasJudentum?
GibteseinVolk,dasssichsostrengrassigerhält ,Siewerden
keinsichesfinden .SiehaltenihreUeberzeugunghoch ,so
etwasfindenSienurbeimJudentum.Wirverwahrenunsdagegen
dass ,weilwirsagen ,die jüdischeNationist eineNationfür
sich ,wirimmerals Reaktionäreangegriffenwerden .Wirwollen

nichts als eine reinlche Scheidung .Ihh hätte gerne gesehen ,wen

vomgründenTischeausderBürgermeistervonWienöffentlich
erklärthätte ,dassdieGemeindevertretunggeschlossenhinter
denniedergetretenenVölkernDeutschbähmens ,derSudetenländer
TirolsundKärntensstehe .Wirstehenzuihnenundfordernsie
dass in ihren Bestrebungen unterstützt werden und
wir wollendenKampfaufnehmenfür alle jene ,die alsDeutsche
zuDeutschösterreichwollen .Wirwollenallestun ,damitdas
deutscheWen,deutscherhaltenwerde.JederGemeinderatder
dieseGrundsätzenichtvertritt ,sollfernebleiben.

InDeutschbähmensichbinnen8Tagennahezu10000Juden
ins tschechischeLagerübergegangen ,das beweist ,dass sieein
unverlässliches,natioanlesElementsind(Zustimmungbeiden
Christlichsozialen )Eines wird nie verschwinden ,dass ist die
rassigeZusammengehörigkeit.WirhabendasehrlicheBestreben
in diesemSaale positive Arbeit zu leisten .Wirwolleneine

gesundesoziale Entwicklungund ich freue mich ,dassSozial
demokraten ,Christlichsoziale undbeutschnatiora
le einesindin derVerurteilungderVorgänge,diesichin
deutschböhmenabspielen .

GR.Emmerling:Wirbegreifen,dassdieVertreterinsbe
sondere der freitheitlich bürgerlichen Parteien nicht einverstan

densindmitdieserVorlage ,aberwennwireineVorlageberaten
müssten ,die allen IhrenMünshhennachkommt,könntenwirwieder

licht für sie stimmen .WennKollegeSchreier denMotivenbericht

vermissthat ,verweisenwirnurkurzdarauf ,dassvirdiesen
Motivenberichteeit 4 Jahrenerleben ,in 4 Jahrenwährend
welcherdasVolkgeblutetundmitdiesemBlutesicheinBecht

n

ZukunftandindiesemZusammenhange
sprechenüberdieMeglichkeitderKo

habengute GründeSie in diese Wahlordnungnichtau¬
dennwir sagenunsin dieser schwerenernstenZeitdars
Raumgegeben werden für dae Auftreten von Duteandenvor
en ,oderauchEigenbrödler,dennin einersogrossenZeit ,wo
es sich umdie ganzeBevölkerunghandelt ,müssensich dieWähle

klar undunzweidenigentscheiden .Wirkönnenunsnichtalt
Rettungsgesellschaftfür BürgerlicheFraktfonsspiitteraufsp
ProfessorKlaudihatdenNiedergangdesFreisinnswissenschafti
lichbegründet,aberdabeiaufeinesvergessen,dassam16 .Fe-¬
bruarKurzschlusseingetretenist .( LebhafteHeiterkeit)
DieBevölkerunghatandiesemTageeineklareEntscheidung
gefälltundrestloserklärt ,für welchederParteiensie
sichentscheidenwollte.EsistschwerinSchönheitzusterben
undin demZusammenhangkannich sagen ,dassmichdieAusführun
gendesKollegenSchmidtweitaussympathischerberührthaben,
weiler denrichtigenSchlussausdenTatsachengezogenhat ,
underklärt ,dasssie vielleichtOppositionsparteiseinwerden
aberkeinefaktiöseOppositionmachenwerden.Wirwerden
der Mitarbeit aller bedürfen ,denn wir habenso viel Elende

lebt ,sindeinsoarmesVolkgeworden,undnochimmernicht
amEndedieserEntwicklungangelangt ,dasses zurWiederauf
richtung der Mitarbeit jedes Einzeinnnbedürfenwird .Von
diesemGesichtspunktealleinaus ,müssenSieunsereStellung
zurWahlreformbeurteilen.
WenndieHerrenbehaupten,dassbeiderNichtkoppelungviele
Stimmenrestesichergeben,sowerdendiegrossenParteien,
davonzbensobetroffen ,daja auchbeiihnenReste ,bleiben ,die
nichtzurGeltungkommen.WenneineParteinichtimStande

istdieWählerdurchihrProgrammansichzuziehen,dannnwird
siesichauchbeiderWahlnichtdurchsetzen,

DieBezirkseinteilungwurdedeshalbgewählt ,weilman
als Armen -OrtsschulratoderBezirksratbeginntundweilder
Wirkungskreiseines jeden ,der sich politisch betätigt ,mit
demSchwerpunktim Bezikke liegt .90 %der Gegenstände ,die
imGemeinderatezurBeratunggelangensindBezirksange
legenheiten nd durchdas ZusammenlegenganzWiensineinem
WahlkreiswäredieMöglichkeitgegeben,dassdereineoder
andereBezirküberhauptkeineVertretungin denGemeindersber-¬

hält¬

chrittweisedasWahlrechterweiterthat ,somu
endasswirinjedemJahrebeiderBudgetdebaut
ne ,gleichedirekteWahlrschtøverlangten,dass

aberimmerinderMinctitätblieben.BeiderVorlagedes
wurfeswurdeeineEingüngzwischendenSozialdemokraten
Christlichsozialenin denwichtigstenBunktenerzieltw
dieVorlageauchkleineMängelaufweist.

achalsmöglinerledigtwerden, Wi
aushaltbestellen ,gresseFragenfrängennach

RichtunghinnachKlarheit .WennwirdieMajoritäthaben
den ,so legt diesunsauchgrosseVerantwortungauf ,dasswi
diePflichthaben,dieInteressenderBevölkerungWienain
jederBeziehungzuwahren .(LebhafterBeifallbeidenGozialde

mokraten)ORAnmittaMüller,erklärt ,daseeieesimIntere
der jüdischnationalenBevölkerungzurückweisenmüsse ,dase
Bewusstseinder NationalitätmitdemdeutschenCheuwinismus
in eineWagschalegeworfenwerde .DieJudenhabenkeineUrs
che geduldet zu sein ,und sie haben auch kein Interesse den
deutschenCharakterWienszu untergraben .Die Fudenwollenn
ihrenEigenwertzur ,Geltungbringen.

GB .Moissl ,bedauertdieniedrigeantisemitsische
Hetztedie in demSaalegetriebenwirduadbetont ,daseerauf
demStandpunktstehenmüsse,Judenalsvollständiggleichberecht

ennen,dieihrePflichtgegenüberdemtigt
ehtumerfüllthaben,genausowieandere

Haiderbetont ,dassdiechristlichsdzialenin
Lagegewesenwüren,eineandereWahlordnungfürdiesmaldurc
zubringen ,die es ihnenermöglichthätte ,einegrössereMaj
tat zuerlangen.DaseeiesichfürdieVorlageausgesproch
haben ,beweist ,dass die christlichsozfale Partei nachdem

ischenWahlrechtverlangt.EsfähltsomitderVorwurz
derSozialdemokraten,dassdiechritsl .SozialeParteinur
allzuwenigVerständnisfür einedemokratischeEntwisklunghabe,
weg .UnsereParteihat vonderWahlreformniehtszufürchten

undwirkönnenruhigbehaupen ,dassdieSozialdemokraten
denHöhepunktihrerMachterreichthabenunddasswirdie
grössten Erfoige durch die Wahlreformerlangenwerden .

GE.Steinerklärt ,dasseeineKarteidendeutschen
rakterderStadtWienwahrenundhochhaltenwerde.



GR .Danneberg: weistin setemSchlusswortdaraufhin ,
dass nach der neuen Wahlordnung ,dat da nicht waniger als

13 Bezirken 7 Mandatebestehen ,dass also der Proporzeben
so wirksamwirkt ,wie in der Nationalversammlung .Durchdie
bedeuendgrössere Zahl der Gemeinderatsmandateist esmög- ¬
lich ,dass der Proporz auch schon bezirksweise zur Geltungkommt

DieBestimmungvonderSesshaftigkeititt praktischwertlosund
reaktionär ,weil sie sich gegen die Arbeiter richtet .Die
Koppelunginnerhalb des Gemeinderates ist deswegennicht not - ¬
wendig,weildieWahlzifferdiedreissigstgrössteZahlist ,
so dass auch kleine Parteien in den Stadtrat gelangenkönnen .

Statutes
Wir haben nur wenig Abänderungen der vorge

nommen ,weil wir nur eine provisdrische Vertretungsbehörde

sind und es wird daher auch Aufgabedes neuenGemeinderatzs
sein ,die mötigenErgänzungen .vorzunehmen .Auchwird sichder
neueGemeinderatentschliessen müsser ,ob er denStadtrat
beibehaltenwill ,oderetwasanderesanseineStellesetzen
wird .Der Antrag des GemeinderatesDedlakin dasGelöbnis

ausser der Treuefür die Republikdie Verpflichtungden
deutschen Charakter Wiens zu wahren ,aufzunch men, ,helte ich

füreineleereDemonstration,dieaughdeshalbschädlichist ,
weilemi Teche ,der hier hereingewählt werdenwird ,denFid
natürlich ablegen wird ,da er sonst nicht Gemeinderat

wäre .Er wirddiesenEidals blose Formalitätbetrachten
undsichnichtabhaltenlassenzutun ,waser will .Einesolche
Bestimmungwöreein Anreiz ,dase umgekehrtdie Tschechenin
BrünnoderPrageinenderartøgenEideinführenkönnten ,der
dann die Deutschen in eine ebenso grosse Verlegenheitbrächte .
Ich stimme daher nicht für diesen Antrag ,
Aufalle politischenAeusserungen ,die in der Debattegefallen
sind ,will ie michnichteinlassen .NurzweiDingewillich
erwähnem .Bei den Herren der deutschnationalen Partei hat
es gefallen von der Demokratiezu sprechen .Wirhabenihre
Demokratiegenügendkennengelernt .Fs gibtGemeindeverwaltun
gen in Deutschbähmenundin denSudeteländern ,in denendie
Deutschhationalenjahrzehntelang die Herrschaft hatten ,doch
diese Vertretungen waren noch vid schlechter undreaktionä
rer ,wiein Wien .In ihre Vertretungenwurdenie einArbeiter
genommen :Undnochein Wortzur Judenfrage .Wirstehenauf
denStandpunkt ,d ass die Menschenunder Politik undWirt
schaft nicht einzuteilen sind nachKonfeseionen ,sonderndar
nach ,ob sie Ausbeuter sind oder ausgebeutet werden ,obsie
besitzlosevomVerkaufihrerArbeitlebendeLeutesind ,
oder solche ,die von der AusbeutungfremderArbeitskraftleben .

DasEntscheidendeist ,obeinerzudenAusbeuternodgrzuden
Ausgebeutetengehört -DieParteiderausgebeutetenKllerNation

nenundKonfessjdsenistdiesozialdemokratisPartei,die
anderenhabenihrePlätzein denanderenParteien

STR.Dr .Kieböcksagtin seinemSchlussworte ,dassdie
Vervielfältigung eines Motivenberichteswegender Kürzeder
Zeit nicht möglichwar .WasdenAntragSedlakwegenderSess-¬
haftigkeitanlange ,müssegegenwärtigallesvermiedenwerden,
waswieeine Einschränkungder Demokratieaussehenwürde.
Es wäre ein Fehler ,in einer solchen Zeit eineverhältnissmässig
untergeordnete Frage in den Vordergrund zu schieben .Sachlich

ist allerdings ,eine gewisse Sesshaftigkeit als erforderlich
zubezeichnenundichbezweiflenicht ,dassdieVorlageinder
Zukunft darin eine gewisse Verbesserung erfahren wird .Be- ¬

züglich der Ablehnung der Koppelung kann nur neuerlich darauf
verwiesenwerden ,dasses in dieser Zeit unbedingterforderlih
ist ,dass nur grosse Arbeitsfähige Parteien Mürdas Terrainbe- ¬
herrschen .DenAntrag Sedlak wegendes Gelöbnissesbeantrage
ich im Gegensatzzu Dr .DannebergnamensmeinerParteifreunde
zur Befürwortung.ZumSchlussemöchteich nichtParteipolitik
treiben ,aber ein Wort ,des GR .Emmerlingaufgreifen .Wir

Christlichsozialesellen unsauf denStandpunktderVolkspartei
undwennauchvorübergehendnnterdenEinwirkungendesUn-¬
glückesunseresVaterlandesdieLockungenderSozialdemokratie
einen Teil der Wählerschaftauf ihre Seite gebracht ,lassenwir
unsdadurchnichtirremachen.WirvertrauenaufdieFestigkeit
unsererGrundsätzeundwerdennachwievorumdas

VertrauenderBevölkerungwerben.
BGM.Dr .Weiskirchnerleitet hieraufdieAbstimmung

ein ,die Anträgedes Ausschuesseswerdenmit demZusatzantrage
des Gr .Sedlak bezglch ,des Gelöbnisses mit mehr als 80

Stimmenangenommen ,alle übrigen Gegenanträge werdenabge - ¬
lehnt .Es wird weiters die Resulution ,nach welcher die

Landesversammlungersucht wird ,dahin zu wirken ,dassdie
bevorstehendenWahlenin dieLandesversammlungamgleichen
TagewiediefürdenGemeinderatindieBezirksvørtretungen
vorgenommenwerden.

BGM .Dr .Weiskirchnerdankt bestens namansderVersammlug
denbeidenReferentenfür die mühevolleArbeitunddemMagix
strat für die rascheVorbereitungderVorlage.

Der Bürgermeister teilt mit ,dass er morgenvormittag
die Wahlreformals Petition demLandeshauptmannstellvertreter
Severüberreicher werdeunddass derWahlreformausschuss
bereits für 5 Uhrnachmittagseinberufenwurde.

Hierauf werden noch Referate bezügl .Einführungeiner
komunalenWeinsteuer,dieVerlängerungderFristzurFin-¬
lösungder städt .KassenzcheineundergänzendeBestimmungen


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

